
Wie wird sich das Umfeld für 
die Wasserwirtschaft in 
Deutschland verändern? Wo-

rauf müssen sich die Wasser- und Abwas-
serbetriebe in Zukunft einstellen? Wel-
che Wassernutzungskonflikte und -eng-
pässe ergeben sich mittel- bis langfristig 
aus der Entwicklung von Wasserdargebot 
und Wasserbedarf? Welche neuen Infra-
strukturbedarfe für Wasserversorgung 
und Abwasserentsorgung werden ge-
braucht, eher zentral oder dezentral? 
Und welcher organisatorische und finan-
zielle Veränderungsdruck erwächst ab-
sehbar? Die Liste der Fragen ließe sich 
fortsetzen – mittlerweile ist die Fachdis-
kussion auch in der Öffentlichkeit, Poli-
tik, bei den Bürgerinnen und Bürgern 
und in den Medien angekommen. 

Einer der Treiber ist der Klimawandel, 
der mittlerweile weltweit und auch für 
Deutschland gut dokumentiert ist, z. B. 
über den Anstieg der mittleren Jahres-
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temperatur um +1,7 K seit 1881 oder den 
Anstieg der Sommertage um 24,2 Tage 
seit 1951. Extreme Wetterereignisse wie 
die seit 2018 aufeinander folgenden tro-
ckenen Sommer oder die Hochwasser-
ereignisse am Harzrand (2017) und im 
Ahrtal (2021) bringen die Frage nach der 
Zukunft der Wasserwirtschaft mit Nach-
druck auch in die öffentliche Debatte.

Um den erheblichen Orientierungsbedarf 
vor allem bei den verantwortlichen Was-
ser- und Abwasserbetrieben sowie den 
zuständigen Bundes- und Landesbehör-
den zu decken, haben die beiden tech-
nisch-wissenschaftlichen Fachverbände 
DVGW und DWA im Jahr 2021 entschie-
den, eine Roadmap Wasserwirtschaft 
2030 zu erarbeiten. Der Anspruch war es 
dabei, auf der Grundlage von breiter Fach-
expertise aus Wissenschaft und Praxis, 
durch eine systematische Quellenauswer-
tung zu den wesentlichen Treibern und 
Veränderungsfaktoren sowie durch die 

Nutzung der aktuellen Forschung zu Was-
serdargebot und -nachfrage die absehba-
ren Zukunftsentwicklungen mit ihren 
Auswirkungen zu beschreiben und daraus 
eine Handlungsagenda für das laufende 
Jahrzehnt abzuleiten.

 Nationale Wasserstrategie und 
Ansätze von Bund und Ländern

Wasserwirtschaftliches Handeln spielt 
sich ab in einem komplexen Geflecht von 
Zuständigkeiten der Bundes- und Län-
derverwaltungen, der Kommunen sowie 
einer Vielzahl von verantwortlichen Be-
treibern von Wasser- und Abwasserinfra-
strukturen. Insofern war es für die Road-
map 2030 von Beginn an wichtig, den 
Zusammenhang mit den laufenden Vor-
haben auf Bundes- und Landesebene her-
zustellen. 

Auf der Bundesebene wurde im März 
2023 von der Bundesregierung die Natio-
nale Wasserstrategie [1] veröffentlicht, 
die eine Vision für den nachhaltigen Um-
gang mit Wasser in Deutschland formu-
liert und daraus in zehn strategischen 
Handlungsfeldern ein Aktionsprogramm 
mit insgesamt 78 Maßnahmen ableitet. 
Die Nationale Wasserstrategie ist ver-
netzt mit einer Reihe anderer nationaler 
Strategien der Bundesregierung, bei-

Die Roadmap Wasserwirtschaft 2030 wird am 7. Dezember 2023 
im Rahmen einer Onlineveranstaltung der Fachöffentlichkeit 
vorgestellt werden. Für weitere Informationen, u. a. zur Anmel-
dung, wenden Sie sich bitte an events-berlin@dvgw.de.
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spielsweise mit der Deutschen Nachhal-
tigkeitsstrategie, dem Klimaschutzpro-
gramm 2030, der Deutschen Anpassungs-
strategie an den Klimawandel, der Wald-
strategie 2050 des Bundesministeriums 
für Ernährung und Landwirtschaft, der 
Ackerbaustrategie 2035, der Nationalen 
Strategie zum Schutz Kritischer Infra-
strukturen (KRITIS-Strategie), der Spu-
renstoffstrategie, dem Aktionsprogramm 
Natürlicher Klimaschutz und mit dem 
Forschungsprogramm der Bundesregie-
rung (z. B. „Wasser – Forschung und 
Innovation für Nachhaltigkeit“).

Im Auftrag der Umweltministerkonfe-
renz bearbeitet die Bund/Länder-

B

1 wat 2023 – Köln 

Baden-Württemberg: Masterplan-Wasser (2022-26)
§ landesweite Dargebots-/Bedarfsprognosen
§ Bestandsaufnahme Infrastruktur auf Kreisebene
§ Klimacheck für alle Wasserversorger verbindlich

Wasserzukunft Bayern 2050 + SüSWasser (2021-2024)
§ landesweite Bewertung der Bedarfe/Dargebote
§ Stärkung Ortsversorgung durch regionalen Verbund
§ Bayernweites Fernwassernetz

Masterplan Saarland 2040 (bis 2024)
§ Strukturen der Versorgung
§ landesweite Dargebote/Bedarfe
§ nachhaltige Tarifkalkulation

NRW: 2. Auflage WV-Konzepte (bis 2029) 
§ Erhebung der Bedarfe, Systeme, Risikobewertung
§ Bottom-up und Zusammenführung durch Bez-Reg.
NRW-Zukunftsstrategie Wasser in Entwicklung

Sachsen: Grundsatzkonzeption öffentliche Wasserversorgung 2030
§ umfangreiche Datenerhebung (2021-23)
§ Ausweisung Wassermangel- und -überschussgebiete
§ Grundlage für Förderprogramme ab 2025

Thüringen: Niedrigwasserstrategie und Trinkwasserprognose (2021-2024)
§ Datenerfassung
§ Klima- und Wasserhaushaltsmodelle/Bilanzierungen
§ Grundlage für Maßnahmenkatalog und Förderrichtlinien ab 2025

Hessen: Zukunftsplan Wasser
§ kommunale Wasserkonzepte
§ Kommunenübergreifende Verbundsysteme
§ Einsparmöglichkeiten und Re-Use

Schleswig-Holstein: Niederungsstrategie
§ Infrastrukturen zum Schutz von Regionen unter NN
§ Nachhaltiges Finanzierungskonzept
Trinkwasserversorgungskonzeption

Rheinland-Pfalz: Pakt zur widerstandsfähigen Wasserversorgung
§ Defizitanalyse der WVU (Hochwasser, Dürre, Stromausfall, …)
§ Förderung von Verbundsystemen

Niedersachsen Wasserversorgungskonzept
§ Prognosen des Wasserdargebotes für 2030, 2050, 2100
§ Analyse der Entwicklung der Bedarfe, potenzielle Konflikte
§ Sammlung erster Maßnahmeoptionen

Mecklenburg-Vorpommern
§ Trinkwasserversorgungskonzeption (Statusbericht 2019)

Dargebote, Bedarfe, Qualität und Grundwasserschutz
§ Landeswasserstrategie in Erarbeitung

Brandenburg: Wasserversorgungsplanung
§ Konzept zur mengenmäßigen GW-Bewirtschaftung
§ Prognosen Wasserhaushalt, Wassernutzungen
§ Steuerungsinstrumente für Zulassung von Wassernutzungen

Berlin: Masterplan Wasser Berlin
§ Situationsanalyse Bedarfszunahme-Dargebotsabnahme
§ Handlungsstrategien für künftiges Ressourcenmanagement,  

Berücksichtigung des Strukturwandels Lausitz

Hamburg: Wasser 2100 – Roadmap in die Zukunft
§ gesamter urbaner Wasserkreislauf inkl. Infrastrukturen

Bremen 
§ Trinkwasserversorgungskonzept 2050 in Erarbeitung 

1

Forecast Vision Backcast Handlungs-
agenda

Status quo ein realistisches 
Zukunftsbild 
als positive 
Orientierung

Herausforderungen

Rück-Projektion 
von der Zukunft in 

die Gegenwart 

Trends, Treiber 
des Wandels

Maßnahmen 

Handlungsbedarfe 
bis 2030

Arbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) in 
ihrem Arbeitsprogramm eine Reihe von 
wasserwirtschaftlichen Leitlinien und 
Arbeitshilfen mit zentraler Bedeutung 
für die Wasserwirtschaft, aktuell u. a. zur 
Harmonisierung von Methoden für Was-
serbilanzen, zur Ermittlung der Grund-
wasserneubildung und dem nutzbaren 
Dargebot, zu Leitlinien zur Priorisierung 
von Wassernutzungen oder zu Grund-
sätzen eines länderübergreifenden 
Datenbedarfsmanagements zu Wasser-
ressourcen. 

In den Bundesländern laufen parallel eine 
Vielzahl von Projekten zur wasserwirt-
schaftlichen Planung – von Wasserver-

sorgungskonzepten in Nordrhein-West-
falen und Niedersachsen über Niedrig-
wasserstrategien in Schleswig-Holstein 
und Thüringen bis hin zu Masterplan-
Projekten inkl. einer Infrastrukturpla-
nung in Baden-Württemberg, Bayern 
oder Hamburg (Abb. 1).

Für die Roadmap Wasserwirtschaft 2030 
ist es ein wichtiges Gestaltungsmerkmal, 
die parallel laufenden Anpassungsprojek-
te in Bund und Ländern bestmöglich zu 
verfolgen, um Anknüpfungspunkte früh-
zeitig identifizieren zu können. 

Der DVGW/DWA‑Roadmap‑Ansatz

Die Roadmap Wasserwirtschaft 2030 
folgt einer bekannten Roadmap-Metho-
dik in den wesentlichen Arbeitsschritten 
(1) Forecast: Status quo, Wandelfaktoren 
mit Trends und Wildcards, (2) Entwick-
lung einer Vision für das Jahr 2100, (3) 
Backcast: Rückprojektion von der Vision 
in die Gegenwart, um dann (4) die Maß-
nahmen für das laufende Jahrzehnt in 
Form einer Handlungsagenda 2030 fest-
zulegen. Die Roadmap-Methodik wurde 
u. a. auch in der Publikation „Integrated 
Technology Roadmapping: A practical 
guide to the search for technological ans-
wers to social challenges and trends“ [2] 
vom IZT – Institut für Zukunftsstudien 
und Technologiebewertung beschrieben. 
Als Dienstleister in der Erarbeitung 

Abb. 1: Übersicht zu ausgewählten Wasserprojekten der Bundesländer mit Bezug zur Dargebots- und Bedarfsentwicklung sowie zum Infrastrukturausbau
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Abb. 2: Methodik und Arbeitsschritte der Roadmap 2030: von der Vision 2100 zur Handlungsagenda 2030
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Abb. 3: Einfluss-
faktoren auf die  
zukünftige  
Entwicklung der 
Wasserwirtschaft
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waren federführend das IZT (Berlin), 
IKU Dialoggestalter (Dortmund) sowie 
die DVGW-Institute TZW und IWW ein-
gebunden. Die Erarbeitung erfolgte in 
insgesamt sieben Workshops in einem 
vierstufigen Prozess mit Fachleuten aus 
wasserwirtschaftlichen Unternehmen 
aus ganz Deutschland sowie Vertreterin-
nen und Vertretern von DVGW und DWA 
(Abb. 2). 

Im Arbeitsschritt Forecast wurden für 
die fünf Felder Gesellschaft, Technolo-
gie, Ökonomie, Umwelt und Politik ins-
gesamt 20 relevante Faktoren identifi-
ziert und analysiert, die in den nächsten 
Jahren und Jahrzehnten (2030, 2050, 
2100) die Wasserwirtschaft in Deutsch-
land maßgeblich beeinflussen werden 
(Abb. 3). Auf dieser Basis wurden mög-
liche Auswirkungen auf den Wasser-
bedarf, das Wasserdargebot und wasser-
wirtschaftliche Infrastrukturen in 
Deutschland untersucht. 

Zusammengefasst werden sich die was-
serwirtschaftlichen Betriebe und die 
Gesellschaft zukünftig auf folgende Ent-
wicklungen einstellen müssen:

• Die Notwendigkeit zur Krisenvorsor-
ge nimmt infolge des Klimawandels 
zu. Wasserengpässe und -konflikte 
machen Anpassungsmaßnahmen auf 
regionaler Ebene notwendig. Der Jah-
resniederschlag nimmt im deutsch-
landweiten Mittel mit zunehmender 
Erwärmung leicht zu. Trotzdem 
kommt es temporär und regional zu 
Mangelsituationen [3–5].

• In der nahen (2030) bis mittleren Zu-
kunft (2050) ist Demografie-bedingt 
mit einem leichten Rückgang des ab-

soluten häuslichen Wasserbedarfs zu 
rechnen und bis 2100 mit einem deut-
lichen Rückgang, während regional 
und temporär in den Sommermona-
ten eine Zunahme des Wasserbedarfs 
erwartet wird, einschließlich des Spit-
zenbedarfs mit kontinuierlicher Stei-
gerung bis 2100. 

• Durch steigende Wasser- und Ressour-
cenengpässe gewinnen zukünftig Sys-
teme an Bedeutung, die die Rück-
gewinnung und Kreislaufschließung 
zunehmend ermöglichen. Die sach-
gerechte Wasserwiederverwendung 
bietet Potenziale zur Ressourcenent-
lastung. 

• Schon für die Instandhaltung be-
stehender Anlagen sowie die Deckung 
der Kosten zur Erreichung der Bewirt-
schaftungsziele aus der Wasserrah-
menrichtlinie (WRRL) werden den 
wasserwirtschaftlichen Betrieben 
nicht ausreichend Mittel zur Verfü-
gung stehen. Hinzu kommen neue 
wasserwirtschaftliche Aufgaben, de-
ren Finanzierung offen ist. Dazu ge-
hören die Anpassung von Anlagen und 
Netzen an erhöhte Reinigungsaufga-
ben, höhere Spitzenabgaben und zu-
sätzliche Speicherkapazitäten, parallel 
zu einer stärkeren Automatisierung 
und Prognosefähigkeit aller wasser-
wirtschaftlichen Systeme.

• Wasserthemen gewinnen generell um-
welt- und gesellschaftspolitisch an 
Aufmerksamkeit (u. a. infolge von 
Engpässen in Trockenjahren und re-
gionalen Wassernutzungskonflikten). 
Die Wertschätzung des Wassers als 
Ressource und eine Veränderung des 
Verbraucherverhaltens hängen maß-
geblich auch von zukünftigen Anrei-
zen und politischen Rahmenbedingun-

gen für ein wasserbewusstes Ver-
brauchsverhalten ab. 

• Die Finanzierung von Anpassungsleis-
tungen der Wasserwirtschaft wird 
durch die Anpassung der Entgelte al-
lein nicht zu leisten sein. Pauschale 
Erhöhungen von Wasser- oder Abwas-
serentgelten werden von den Verbrau-
cherinnen und Verbrauchern als pro-
blematisch betrachtet. Stattdessen ist 
bei transparenter und nachvollzieh-
barer Kommunikation erwartbar, dass 
erforderliche Entgeltsteigerungen in 
verschiedenen Kunden- und Markt-
segmenten in unterschiedlicher Aus-
prägung verstanden, akzeptiert und 
auch durchsetzbar werden. Allerdings 
muss der übergeordnete Infrastruk-
turausbau (wie Fernversorgungssys-
teme oder Talsperren) aus geeigneten 
Sondermitteln zur Klimawandel-An-
passung finanziert werden.

• Durch den Wandel der Arbeitswelt 
steigt der organisatorische Verände-
rungsdruck zur Neugestaltung der 
Arbeitsverhältnisse immens. Durch 
die Auflösung der Branchengrenzen 
entsteht ein direkter Wettbewerb der 
Wasserbranche um innovative Kom-
petenzträger für zukünftige Stellen-
profile. Besonders für kleine Unter-
nehmen der Wasserwirtschaft im länd-
lichen Raum wird der Fachkräfteman-
gel verstärkt zur Herausforderung.

Um im Roadmap-Prozess auch über-
raschende Zukunftsentwicklungen und 
Dynamiken abbilden zu können, wer-
den mit sogenannten Wildcards mög-
liche Trendbrüche diskutiert: 

• Tipping Points des Klimawandels, z. B. 
bei einem drastischen Anstieg des 

Society Technology Economy Environment Politics

• demografischer Wandel

•  Wertschätzung des 
Wassers, Wasserbe-
wusstsein und -konsum

• externe Gefährdungen

•  digitaler 
Wandel

•  innovative 
Wassertechno-
logien und 
-systeme

•  wirtschaftliche Entwicklung

•  Transformation der Industrie und 
Energiewirtschaft

• Wandel der Landwirtschaft

•  Schließung von Stoff-, 
Energie- und Wasserkreisläufen

•  Rohstoffkritikalität

• Strukturwandel der Arbeitswelt

• Klimawandel

• Flächennutzung

• Stoffeintrag

• Regulation

•  Umwelt-, Klima- und 
Naturschutzpolitik

•  Raumordnung und 
Landesentwicklungsplanung
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Meeresspiegels, könnten die Anpas-
sungsfähigkeit der Wasser- und Ab-
wasserbetriebe übersteigen.

• Die Finanzierung der wasserwirt-
schaftlichen Betriebe erodiert durch 
eine prekäre gesamtwirtschaftliche 
und kommunale Lage. 

• Große Migrationsbewegungen führ-
ten zu stark gestiegenen Wasser-
bedarfen in den Ballungsräumen und 
erhöhten Anforderungen an die Ab-
wasserentsorgung, die planerisch 
und wirtschaftlich die Betreiber 
überfordern könnten.

• Eine Folge-Pandemie mit Übertra-
gung über den Wasserweg stört die 
wasserwirtlichen Funktionen.

• Cyberphysische Angriffe aufgrund 
von kriegerischen Handlungen, Ter-
rorismus oder Erpressungen beein-
trächtigen die Grundversorgung der 
Bevölkerung. 

• Verlust von Ökosystemdienstleistun-
gen der aquatischen Umwelt durch 
fortgesetzte Flächeninanspruchnah-
me, Zersiedelung oder Verlust an 
Biodiversität zerstören wichtige Rei-
nigungs- und Speicherfunktionen im 
Wasserkreislauf.

Sollten diese Wildcards tatsächlich 
eintreffen, wird die Wasserwirtschaft 

– so wie unsere gesamte Gesellschaft – 
mit massiven Veränderungen und He-
rausforderungen konfrontiert werden. 
Zu einem vorsorgenden Management 
gehört das Monitoring derartiger Ent-
wicklungen mit ggf. gezielten Vorsorge- 
oder Anpassungsmaßnahmen. 

Das Ziel: Vision einer nachhaltigen 
Wasserwirtschaft 

Bereits im Kontext des Wasser-Impulses 
des DVGW (2018–2020) wurden im 
Cluster 5 „Zukunftsbilder“ von Hanne-
mann und Bertram [6] Überlegungen 
zur Zukunftsentwicklungen der Wasser-
wirtschaft unter der Überschrift „Wie 
sieht unser Wasserkreislauf im Jahr 
2100 aus?“ diskutiert. Der Grundansatz 
war eine „realistische, aber optimisti-
sche Vision für das Jahr 2100“ – u. a. mit 
der Annahme der erfolgreichen Begren-
zung der Klimaerwärmung auf +1,5 K, 
einem ausreichenden Wasserdargebot 
in Mitteleuropa und einer weitreichen-
den Anpassung der wasserwirtschaftli-
chen Infrastrukturen und Siedlungen.

Einen ähnlichen Weg ist die Roadmap 
Wasserwirtschaft 2030 [7] gegangen, 
die – ausgehend von den beschriebenen 
Wandel- und Trendanalysen – die „Vi-
sion 2100 einer wasserbewussten Ge-
sellschaft“ [8] entwickelt (Abb. 4). 
Damit drückt die Wasserwirtschaft ihre 
Überzeugung aus, dass dauerhaft saube-
res Wasser nur in einer geschützten 
Umwelt in ausreichender Quantität und 
in hoher Qualität für alle zur Verfügung 
steht. Dazu bedarf es einer wasser-
bewussten Gesellschaft, die dem Wasser 
als Lebensgrundlage für Menschen, Tie-
re und Pflanzen einen hohen Wert bei-
misst.

Der Anspruch der Vision 2100 ist „am-
bitioniert, aber realisierbar“, wenn es 

gelingt, die Weichen frühzeitig in die 
richtige Richtung zu stellen. Darauf 
müssen sich die Anstrengungen der 
Wasserwirtschaft in Zusammenarbeit 
mit Kommunen, Bund und Ländern so-
wie mit allen gesellschaftlichen Akteu-
ren ausrichten. 

Der Weg: von der Vision zur  
Handlungsagenda 2030

Die Vision 2100 gibt das Ziel einer nach-
haltigen und zukunftssicheren Wasser-
wirtschaft vor, die durch Maßnahmen im 
laufenden Jahrzehnt angesteuert werden 
müssen: Diese Maßnahmen wurden aus 
dem Backcast entwickelt und bilden die 
Handlungsagenda 2030 (Abb. 2). Das 
Ziel dieser Maßnahmen ist es, jetzt und 
in naher Zukunft die Weichen einer 
Wasserwende zu stellen und erforder-
liche Strukturen aufzubauen. Auf diese 
Weise sollen bis zum Jahr 2030 sicht-
bare Durchbrüche erzielt werden, die in 
den folgenden Jahrzehnten unsere Was-
serwirtschaft in Richtung der Vision 
2100 voranbringen.

Alle Maßnahmen der Roadmap wurden 
den folgenden vier Kategorien zugeord-
net: 1) Voraussetzungen schaffen,  
2) Umsetzung und Vollzug verbessern, 
3) Realisierung durch Behörden und Be-
treiber und 4) Rahmenbedingungen inkl. 
Finanzierung verbessern. Diese Zuord-
nung der Maßnahmen wird für jedes 
Handlungsfeld auf den Heftseiten 48 
und 49 auf einer Zeitachse bis zum Jahr 
2045 vorgenommen. 

Abb. 4: Vision 2100 einer wasserbewussten Gesellschaft [8]
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Zukunftsbild
Die Säulen unserer Wasserwirtschaft 
im Jahr 2100

6

Wasser wird in seinem 
natürlichen Kreislauf integral 

betrachtet. Sauberes 
Wasser ist unersetzbar und 

bildet die Grundlage für 
nachhaltiges Wirtschaften 

einer modernen 
Gesellschaft.

Wasser wird als ererbtes Gut 
über Generationen hinweg in 

intakter natürlicher 
Beschaffenheit  
weitergegeben. 

Die öffentliche Wasser-
versorgung hat Vorrang bei 

der Nutzung natürlicher 
Wasserressourcen gegenüber 

anderen Nutzern.

Die Wasserinfrastrukturen 
sind zukunftsfest und 

krisenresilient und werden 
gemeinschaftlich finanziert. 

Die Kosten werden 
verursachergerecht sowie 

sozialverträglich verteilt und 
sind gesellschaftlich 

akzeptiert.

WertvollEssenziell Sozialverträglich

7

Das Trinkwasser ist hygienisch 
einwandfrei und jederzeit 

verfügbar. Der Rückhalt von 
Schadstoffen an der Quelle 

und die hohe Qualität der 
Abwasserbehandlung dienen 
der Gesundheit der Menschen 
und tragen zum guten Zustand 

der Gewässer bei.

Das Wissen um den 
nachhaltigen Umgang mit 

Wasser wird beständig 
weiterentwickelt. 

Wissenschaft und Praxis 
arbeiten hierfür optimal 

verzahnt zusammen.

Die Wasserwirtschaft hat sich 
an den klimatischen und 
demografischen Wandel 

angepasst. Die Land- und 
Wassernutzung erfolgt unter 

Berücksichtigung der 
Interessen beider Seiten.

Nachhaltig Gesund Innovativ

VISION 2100
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Nachhaltige Nutzung der natürlichen 
Ressourcen (Handlungsfeld 1)
Die Auswirkungen des Klima wandels, 
insbesondere die Zunahme von längeren 
Trockenperioden verbunden mit tem-
porär sinkenden Grundwasserständen 
bei gleichzeitig höherem Wasserbedarf, 
haben das Risiko von Übernutzungen 
der natürlichen Wasserressourcen re-
gional und saisonal gezeigt. Deshalb 
müssen sich alle Wassernutzungen lau-
fend an die sich verändernden Bedin-
gungen anpassen.

Dazu ist es erforderlich, die Prognose-
fähigkeit der wichtigen wasserwirt-
schaftlichen Haushaltsgrößen in den 
Flusseinzugsgebieten und in den ge-
nutzten Grundwasserleitern zu verbes-
sern. Insbesondere sind dafür Bilanzen 
bezüglich des zukünftig verfüg- und 
nutzbaren Wasserdargebotes sowie der 
zu erwartenden Entnahmen und der 
wasserrechtlichen Genehmigungen für 
bestehende Entnahmen aller Nutzer-
gruppen aufzustellen. Grundlage der 
Bilanzierung sind bundesweit einheit-
liche Verfahren und Konventionen zur 
Bestimmung des nutzbaren Wasserdar-
gebotes inkl. der Grundwasserneubil-
dung und des Wasserbedarfes. Nach der 
Entwicklung der bundesweiten Verfah-
ren und Konventionen können diese 
dann z. B. im wasserrechtlichen Vollzug 
für die Behörden und für das regionale/
überregionale Wassermengenmanage-
ment mit der Planung der erforderli-
chen Wasserinfrastruktur genutzt wer-
den. Weitergehend bedarf es dann u. a. 
einer Konvention für Kriterien der Prio-
risierung im Falle einer regionalen Was-
serknappheit und wie – im Unterschied 
zu dauerhaften Wasserknappheiten – 
mit zeitlich begrenzten Knappheiten 
umzugehen ist.

Anreize zur effizienten Nutzung der 
natürlichen Wasserressourcen sowie 
entsprechende Anforderungen an die 
Anlagen der Betreiber können ebenfalls 
der Übernutzung der natürlichen Was-
serressourcen vorbeugen. Dazu gehö-
ren z. B. die Verringerung von Lei-
tungsverlusten, ein sorgsamer Umgang 

aller Nutzergruppen mit dem Trink-
wasser, die effiziente Bewässerung 
landwirtschaftlicher Nutzflächen oder 
die Substitution der natürlichen Was-
serressourcen. Wo noch nicht im er-
forderlichen Maße vorhanden, müssen 
entsprechende technische Standards 
entwickelt werden.

Das Handlungsfeld 1 enthält drei Ak-
tionsbereiche mit neun zugehörigen 
Maßnahmen:

• Prognose- und Handlungsfähigkeit für 
ein flexibles und vorausschauendes 
Management der natürlichen Wasser-
ressourcen verbessern

• Konventionen zum Umgang mit den 
natürlichen Wasserressourcen auch 
in Knappheitssituationen entwickeln

• Natürliche Wasserressourcen für zu-
künftige Nutzungen sichern

Naturnahe Gewässerqualität (Hand-
lungsfeld 2)
Bei der Umsetzung der WRRL ein-
schließlich der Tochterrichtlinien sind 
nach wie vor große Defizite zu verzeich-
nen. Diese müssen mittelfristig abge-
baut werden, wenn der Vorsorgegedan-
ke und nachhaltiger Gewässerschutz 
ernsthaft umgesetzt werden. Die exis-
tierenden Regelungslücken zwischen 
unterschiedlichen Rechtsbereichen 
(Wasserrecht, Bodenschutzrecht, Ab-
fallrecht, Baurecht etc.) müssen konsis-
tent geschlossen werden. Um naturnahe 
Gewässer herzustellen, müssen die 
Maßnahmen im Bereich Stoffzulassung/
Stoffregulation erforderlichenfalls bis 
zum Totalverbot kritischer Stoffe rei-
chen. Ohne einen quellenbasierten An-
satz lässt sich eine ausreichende Ent-
frachtung trotz weiterer Reinigungsstu-
fen nicht erreichen. Illegale Direktein-
leitungen müssen mit hohen Strafen 
belegt und diffuse Stoffeinträge, insbe-
sondere aus der Landwirtschaft, müssen 
drastisch reduziert werden. Biologisch 
abbaubare Substanzen sind anstelle von 
PMT-Substanzen1  einzusetzen. Eine auf 
die Gewässer, die Natur (insbesondere 
Boden) und auf die Pflanzengesundheit 
ausgelegte landwirtschaftliche Praxis 
muss sich durchsetzen und streng und 
konsequent überwacht werden. Natur-
nahe Gewässer benötigen Durchgängig-

keit für Organismen und Sedimente 
sowie natürliche Sohl-, Ufer- und Auen-
strukturen; sie ermöglichen zudem eine 
nachhaltige und kostengünstige Trink-
wasserbereitstellung.

Das Handlungsfeld 2 enthält fünf Ak-
tionsbereiche mit zehn zugehörigen 
Maßnahmen:

• bundesweite Datenplattform „Stoffe“
• Anpassung von vorhandenen recht-

lichen Regelungen und Schließung 
von Regelungslücken

• Reduzierung von Schadstoffen an der 
Quelle

• Minimierung der Einleitungen von 
stofflichen Belastungen aus Misch- 
und Regenwasser in die Gewässer

• Verbesserung der morphologischen 
Strukturen der Gewässer

Wasserbewusste Siedlungsentwicklung 
(Handlungsfeld 3)
Wasserbewusste Siedlungen sind le-
benswerte Siedlungen. Der sorgsame 
Umgang mit Wasser ist ein wichtiger 
Baustein der Klimaanpassung und gene-
riert für den Siedlungslebensraum viele 
Mehrwerte. 

Der natürliche Wasserhaushalt in 
unseren Siedlungen ist in der Regel 
maßgeblich gestört oder verändert. In 
wenigen Quartieren sind meist nur 
punktuell Maßnahmen einer wasser-
bewussten Siedlung umgesetzt. Die 
Flächenkonkurrenz ist immens, ihr 
wird meistens nur durch Ausweisung 
neuer Flächen und damit einer fort-
schreitenden Verdichtung mit einher-
gehender Versiegelung und weiterem 
Ressourcenverbrauch ausgewichen. 
Eine Dach- und Fassadenbegrünung ist 
die Ausnahme (auch an öffentlichen 
Gebäuden) und auch eine ortsnahe 
Regenwasserversickerung wird nicht 
in allen Satzungen verlangt. Regenwas-
ser wird nicht als Ressource erkannt 
(geschweige denn genutzt und gespei-
chert), sondern rasch aus den Siedlun-
gen abgeführt. 

Die Kommunen sind aufgerufen, die 
ortsnahe Regenwasserbewirtschaftung 
konsequent in den Satzungen zu ver-
ankern. Dabei gilt es auch, solche 

1   PMT-Substanzen sind im Umweltverhalten 
persistente, mobile und toxische Stoffe. B
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Kommunen, die eine Transformation 
zu einer wasserbewussten Stadt anstre-
ben, nicht mehr von der Überregulie-
rung, den unklaren und vielfältigen Zu-
ständigkeiten und der verbundenen 
Komplexität sowie der Rechtsunsicher-
heit auszubremsen.

Ziel ist es, dass die wasserbewusste 
Siedlungsentwicklung als sektorenüber-
greifende Aufgabe implementiert ist 
und ein gemeinsames Agieren der städ-
tischen Akteure erfolgt. Dafür müssen 
die notwendigen Planungsprozesse und 
Standards auf Grundstücksebene wie 
für öffentliche Flächen angepasst und 
die rechtlichen Rahmenbedingungen 
geschaffen werden.

Wissend, dass die Leistungen von im 
gesamten Siedlungsgebiet (Wohn-, Ge-
werbegebiete, Industrie und weitere 
genutzte Flächen) etablierten Ökosys-
temen zum Wohlbefinden sowie der 
Gesundheit der Bevölkerung, dem Pro-
sperieren und der Attraktivität der Sied-
lung beitragen, bedeutet die Wasser- 
und Ressourcenkreisläufe weitestge-
hend zu schließen. Die Wasserwieder-
verwendung ist eine relevante Option, 
welche allerdings auch die Bewirtschaf-
tung der Ressource auf der Ebene der 
Flusseinzugsgebiete erfordert. Das Um-
land ist somit unbedingt einzubeziehen, 
was nur gelingt, wenn eine gesamträum-
liche Planung die Grundlage für eine 
wasserbewusste Transformation von 
Siedlungsräumen wird. Im Wesentli-
chen werden die Kommunen gefordert 
sein, Quartiere sukzessive zu wasser-
bewussten Siedlungen umzubauen; hier-
für ist gut ausgebildetes Personal in den 
Behörden notwendig. Gesamträumliche 
Planungen beziehen die Grundstücks- 
und Quartierebene ebenso wie die Ein-
zugsgebietsebenen der bestehenden 
Ver- und Entsorgungsstrukturen ein. 

Das Handlungsfeld 3 enthält vier Ak-
tionsbereiche mit elf zugehörigen Maß-
nahmen:

• Politikberatung
• Abbau rechtlicher Hürden und admi-

nistrativer Hemmnisse
• gesamträumliche Planungen für eine 

wasserbewusste Transformation

• Sensibilisierung, Beratung, Kommu-
nikation

Resiliente Infrastrukturen und Organi-
sationen (Handlungsfeld 4)
Unsere Infrastrukturen müssen zu-
künftig die Folgen des Klimawandels 
wie Starkregen, Dürre sowie Hoch- und 
Niedrigwasser bewältigen. Selbst wenn 
wir im deutschlandweiten Mittel von 
einem ausreichenden natürlichen Was-
serdargebot ausgehen können, wird es 
notwendig werden, regionale und sai-
sonale Mängel auszugleichen. Dafür 
muss Infrastruktur bereitgestellt wer-
den, bis hin zum Neubau von Stau-
anlagen. Wasserinfrastrukturen si-
chern auch zukünftig die positive wirt-
schaftliche Entwicklung Deutschlands, 
indem sie bei sich verändernden Rah-
menbedingungen Ballungsräume und 
Industrieregionen versorgen und das 
Leben und Arbeiten auf dem Land er-
möglichen, dabei gleichzeitig Regen- 
und Abwasser effektiv managen und 
Schutz vor Überschwemmungen bieten. 
Gesellschaftlich akzeptierte Infrastruk-
turentwicklung muss alle Wassernut-
zungen bedenken und zum Ausgleich 
bringen. 

Unsere Infrastrukturen fördern Resi-
lienz und bieten Schutz für Siedlung, 
Verkehr, Energie, Industrie und Umwelt. 
Sie bieten Flächen in Stadt und Land, 
um Wasser ortsnah zu halten und sein 
Zerstörungspotenzial abzumildern. In-
frastrukturen sichern u. a. über die not-
wendigen Verbundsysteme eine ausrei-
chende Wassermenge und darüber hi-
naus die Wasserqualität. Sie schützen 
im natürlichen und technischen Was-
serkreislauf vor Verunreinigungen und 
stellen sicheres Trinkwasser und Was-
ser passend zum Gebrauchszweck „fit-
for-purpose“ zur Verfügung. Die Ver-
bindung von grauen mit semi- und de-
zentralen grün-blauen Infrastrukturen, 
die Niederschlagswasser abhängig von 
seiner Belastung behandeln und die 
ortsnahe Versickerung und Verduns-
tung unterstützen, entlastet die zen-
trale Abwasserentsorgungsinfrastruk-
tur und fördert den lokalen Wasser-
kreislauf. Die Nutzung von alternativen 
Wasserressourcen wie z. B. von aufbe-
reitetem Grauwasser oder Abwasser zu 

unterschiedlichen Gebrauchszwecken 
entlastet die öffentliche Wasserversor-
gung sowie die natürlichen Ressourcen 
und ergänzt das technische Manage-
ment des Wasserkreislaufs.

Neben der „baulichen” Infrastruktur ist 
auch die digitale Infrastruktur essen-
ziell. Bauliche und digitale Infrastruk-
tur muss wirkungsvoll vor physischen 
Angriffen, Extremereignissen und Na-
turkatastrophen sowie Manipulation 
und Cyberattacken geschützt werden. 
Weiterhin müssen Resilienzmaßnah-
men auch die Ver- und Entsorgungs-
funktion im Krisen- und Katastrophen-
fall bis hin zu Notstrukturen sicherstel-
len. 

Die Finanzmittel für Klimaanpassung 
und -resilienz müssen zusätzlich bereit-
gestellt werden – sie kommen beispiels-
weise aus der CO2-Umlage, aus einem 
leistungsfähigen Entgeltsystem für be-
zogene Leistungen aller Nutzer sowie 
aus Sonderbudgets für große Infra-
struktursysteme.

Die drei Aktionsbereiche in Handlungs-
feld 4 enthalten insgesamt elf Maßnah-
men:

• Grundsätze wasserwirtschaftlicher 
Planung anpassen und neu entwi-
ckeln

• Infrastrukturplanung und -realisie-
rung deutschlandweit anschieben

• rechtliche, personelle und finanzielle 
Voraussetzungen für eine zukunfts-
sichere Infrastruktur schaffen

Energieeffiziente und klimaneutrale 
Wasserwirtschaft (Handlungsfeld 5)
Das deutsche Klimaschutzgesetz for-
dert bis 2030 eine 65-prozentige Re-
duktion der Treibhausgas-Emissionen, 
bis 2045 soll die Klimaneutralität in 
Deutschland erreicht sein. Die Wasser-
wirtschaft – obwohl sie nur rund 0,05 
Prozent des emissionsrelevanten Ener-
gieverbrauchs aufweist – ist hier genau-
so gefordert wie alle übrigen Wirt-
schafts- und Lebensbereiche in der 
Bundesrepublik. Wesentliche Maßnah-
men in der Wasserwirtschaft für die 
Zielerreichung sind der Ausbau der 
erneuerbaren Energien, die Erhöhung 
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der Energieeffizienz und darüber hinaus die wei-
tere Senkung schädlicher Treibhausgas-Emissio-
nen. Gleichzeitig müssen der Schutz der Trink-
wasserressourcen sowie die Sicherheit der öffent-
lichen Wasserver- und Abwasserentsorgung in 
Deutschland ohne Einschränkung gewährleistet 
bleiben.

Hinzu kommt, dass durch den Ausbau der Klär-
anlagen mit einer weitergehenden Reinigungs-
stufe sowie durch niedrigere Grenzwerte beim 
Trinkwasser und dem damit verbundenen höheren 
technischen Aufwand in der Trinkwasseraufberei-
tung der Energieverbrauch in Zukunft steigen 
wird. Bei der Umgestaltung der Wasserbranche 
zu höherer Effizienz und mehr Nachhaltigkeit 
kommt den großen Ver- und Entsorgern eine Vor-
reiter- und Vermittlerrolle zu, in der sie kleinere 
Betriebe unterstützen und bei der Umgestaltung 
begleiten.

Hinsichtlich der Treibhausgas-Emissionen ist ins-
besondere im Abwassersektor eine Minderung der 
Methan- und Lachgasemissionen anzustreben. 
Darüber hinaus gilt es, neben einer hohen Methan-
ausbeute in der Faulung auf Kläranlagen auch das 
Entweichen von Methan in der gesamten Prozess-
kette der Schlammbehandlung zu verhindern. Zu-
sätzlich ist das technische Regelwerk um einheit-
liche Vorgaben für die Erfassung von Lachgas- und 
Methanemissionen aus Kläranlagen zu ergänzen.

Eine effiziente und nachhaltige Wasserwirtschaft 
muss ihren Ressourcen- und Energiebedarf stetig 
optimieren, wird aber für ihre Infrastrukturen 
und deren Betrieb immer auf Baumaterialien, 
Energie, Chemikalien und Betriebsstoffe angewie-
sen sein. 

Der Ausbau regenerativer Energienutzung, die 
Verstärkung der Energie- und Rohstoffrückgewin-
nung sowie die Steigerung der Einsatzmengen aus 
Stoffkreisläufen kann ebenso hilfreich sein wie 
das Zurückfahren der End-of-Pipe-Aufgaben der 
Wasserwirtschaft, um sich stattdessen auf den 
vorsorgenden Ressourcenschutz zu fokussieren.

Im Handlungsfeld 5 liegen drei Aktionsbereiche 
mit zehn Maßnahmen:

• Ressourcen- und energieeffiziente (Um-)Ge-
staltung der wasserwirtschaftlichen Systeme

• Verringerung der Treibhausgas-Emissionen der 
wasserwirtschaftlichen Anlagen zur Erreichung 
der Klimaneutralität

• Umsetzung und Ausweitung der Ressourcen-
rückgewinnung aus Abwasser

Wasserbewusste Gesellschaft (Handlungsfeld 6)
Die Vision Wasserwirtschaft 2100 benennt das 
Ziel einer wasserbewussten Gesellschaft. Noch 
werden Wasserthemen nur bei extremen Hoch-
wässern, Sturzfluten und Trockenperioden von 
den Medien aufgegriffen und Hochwasserereig-
nisse verschwinden schnell wieder aus der öffent-
lichen Wahrnehmung und dem Bewusstsein der 
Bevölkerung. Allgemein gilt: Trinkwasser kommt 
an 24 Stunden am Tag und an sieben Tagen in der 
Woche aus der Leitung, Abwasser wird unsichtbar 
weggeleitet und die Entgelte, die hierfür zu ent-
richten sind, werden von den Bürgerinnen und 
Bürgern in den wenigsten Fällen als eine finan-
zielle Belastung angesehen. Angesichts des Klima-
wandels muss sich die Gesellschaft aber wesent-
lich stärker und bewusster den Wasserthemen 
zuwenden, den Vorsorgegedanken leben und den 
Wert des Wassers für die Trinkwasserversorgung, 
die Umwelt und ein nachhaltiges Wirtschaften 
erkennen.

Die Verbände bilden eine strategische Allianz, um 
die Vielzahl der bestehenden Aktivitäten zusam-
menzuführen und weiterzuentwickeln – auch, um 
mehr Orte, an denen Wasser erlebt werden kann, 
zu schaffen. Ziel ist eine institutionelle Veranke-
rung, die von den relevanten Akteuren getragen 
wird (z. B. Schaffung einer bundesweiten Wasser-
stiftung oder feste Integration von Wasserthemen 
bei einer vorhandenen Stiftung/Organisation). 
Die Kosten der Wasserwirtschaft werden verur-
sachergerecht und sozial verträglich verteilt. Das 

„Wasserbewusstsein“ muss sich schließlich auch 
im politischen Raum wiederfinden und sowohl im 
Bundestag als auch in den einzelnen Landtagen 
sollten „Wasserbeauftragte“ ernannt werden.

Zur Erreichung einer wasserbewussten Gesell-
schaft werden im Handlungsfeld 6 die drei folgen-
den Aktionsbereiche mit vier Maßnahmen für 
wichtig erachtet:

• Konzertierte Öffentlichkeitsarbeit bringt Wasser 
und Gewässer stärker ins Bewusstsein der Men-
schen.

• wirtschaftliche Anreize zum bewussten Umgang 
mit Wasser schaffen

• Überflutungsschäden durch Hochwasser und 
Starkregen vorbeugen

Von der Roadmap zum Handeln

Die Umsetzung der Maßnahmen der Roadmap 2030 
ist der Weg zur nachhaltigen Wasserwirtschaft. 
Doch was muss jetzt passieren, damit aus Strate-
gien und Roadmap tatsächlich Handeln wird? B
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Wenn man die Maßnahmen der Road-
map 2030 bezüglich Aufgaben- und 
Rollenverteilung analysiert, entsteht 
ein eindeutiges Bild (Abb. 5): Es fehlen 
häufig „rechtliche Voraussetzungen 
und Grundlagen“ für „Umsetzung und 
Vollzug“ als Basis für „effektive Reali-
sierung durch die Betreiber“. Darüber 
hinaus sind weitere Rahmenbedingun-
gen „vor allem Personal, Finanzierung, 
Akzeptanz“ zu verbessern. Das Beispiel 
(Abb. 5 rechts) illustriert, dass die Rea-
lisierung eines risikobasierten Asset-
Managements oder die Entwicklung 
wasserbewusster Siedlungen durch Be-
treiber und Kommunen von beschleu-
nigten Planungs- und Genehmigungs-
verfahren vonseiten des Bundes sowie 
verbindlichen Vorgaben und Anreizen 
vonseiten der Bundesländer befördert 
werden muss.

Mit anderen Worten: Die Betreiber der 
Wasserwirtschaft und die Kommunen 
sind auf Initiativen sowie auf die Zu-
sammenarbeit mit Bund und Ländern 
angewiesen, wenn sie Anpassungen in 
hoher Zahl und in kurzer Zeit umsetzen 
müssen. Die Verbände haben das Ver-
ständnis, dass wasserwirtschaftliche 
Ziele häufig nur im Zusammenwirken 
von Betreibern, Unternehmen, dem 
Gesetzgeber und staatlichen Institutio-

nen zu erreichen sind. Durch die inhalt-
liche Nähe der aktuellen Arbeitspro-
gramme und Strategien zur Roadmap 
Wasserwirtschaft 2030 ist von einer 
hohen Übereinstimmung bezüglich 
Umsetzungsbedarf und -dringlichkeit 
auszugehen. Grundvoraussetzungen 
für das Gelingen der Transformation 
sind eine gesicherte Finanzierung der 
Maßnahmen und hinreichende Perso-
nalkapazitäten bei allen Akteuren; hier-
für werden staatliche Förderprogram-
me notwendig sein. Konkret sind jetzt 
folgende Schritte erforderlich: 

• Hauptakteure (Bund, Länder, Betrei-
ber/Kommunen) und die Branchen-
verbände stimmen die Interessen-
lagen und Prioritäten ab. 

• Bund und Länder müssen die Finan-
zierung für die staatlichen Aufgaben 
sicherstellen. 

• Eine gemeinsame „10-Jahre-Fort-
schrittsagenda“ wird vereinbart und 
in Aufgabenteilung als gemeinsames 
Projekt umgesetzt. 

Dass eine abgestimmte Vorgehenswei-
se zum Erfolg führen kann, wird im 
kleineren Maßstab im Rahmen der 
Roadmap-begleitenden Case-Studies 
in Hamburg, Stuttgart, Franken und 
Magdeburg erprobt. Die wasserwirt-

schaftlichen Strategien der zuständi-
gen Betreiberunternehmen werden in 
einer regionalen Roadmap mit den An-
forderungen der zuständigen Landes- 
und Kommunalbehörden verschränkt 
und erlauben die Entwicklung und Um-
setzung von regionalen Entwicklungs-
pfaden. Detaillierte Erfahrungsberich-
te und Leitfäden für regionale Road-
maps werden im Jahr 2024 veröffent-
licht. 

Ein wichtiges Anliegen für DVGW und 
DWA ist es, die Entwicklungsschritte 
und den Fortschritt der Handlungs-
agenda zu verfolgen und zu monitoren. 
Hierzu wurden entsprechend den sechs 
Handlungsfeldern und Kennzahlen zur 
Entwicklung der Wasserwirtschaft und 
ihres Umfeldes ausgewählt, die den 
Weg zur Erreichung der Vision zum 
jetzigen Zeitpunkt maßgeblich beein-
flussen. Neben ihrer Relevanz zur Ziel-
erreichung wurden bereits von dritter 
Stelle erhobene Kennzahlen bevorzugt 
und zudem Kennzahlen nach ihrer 
Datenverfügbarkeit ausgewählt. Auf 
dieser Basis können fortlaufend zusätz-
liche Handlungs-, aber auch mögliche 
Anpassungsbedarfe auf dem Weg zur 
Vision seitens Wasserwirtschaft, Politik 
und aller Interessenvertreter ermittelt 
werden.

4.3.1 Modernisierung, Planung und Genehmigung „Infrastruktur-
BeschleunigungsG“                  Bund, Länder

HF4

4.2.2 Anreize und Monitoring für Infrastrukturerhalt  
und –modernisierung                     Länder

4.2.2 Risikobasiertes Asset-Management umsetzen Betreiber, Kommunen
3.3.1 Siedlungen wasserbewusst/resilienter entwickeln Kommunen

4.3.2 Finanzierungsbausteine u. a. aus CO -Zertifikaten2
und Förderprogramme von Bund und Ländern

1

wat 2023 – Köln 

Voraussetzungen

Umsetzung 
Vollzug

Realisierung

Rahmen-
bedingungen

Maßnahmen in der DVGW/DWA-Roadmap 2030
Anzahl, nach Kategorie Zuständigkeit / Akteure

Voraussetzungen

Umsetzung, Vollzug

Rahmen

Realisierung

, 

Abb. 5: Maßnahmen der Roadmap Wasserwirtschaft 2030 in den Kategorien 1) Voraussetzungen schaffen, 2) Umsetzung und Vollzug verbessern, 3) Realisierung 
durch Behörden und Betreiber und 4) Rahmenbedingungen inkl. Finanzierung verbessern, links: Zuordnung, rechts: Beispiel im Handlungsfeld 4 „Infrastrukturen“
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Zusammenfassung und  
Kernbotschaften

In der Einleitung wurden wichtige Zukunftsfragen der Wasser-
wirtschaft adressiert – zu Veränderungen im Umfeld der Was-
serwirtschaft, zu Wassernutzungskonflikten, zu Infrastruk-
turbedarfen, zur Organisation und zur Finanzierung. Alle 
diese Fragestellungen werden im Rahmen des Roadmap-An-
satzes formuliert, umfassend untersucht und auf Basis aktu-
eller praktischer Erfahrungen und wissenschaftlicher Kennt-
nisse beantwortet. Dabei werden auch Unsicherheiten benannt 
und bestmögliche Einschätzungen für kritische Entwicklun-
gen abgegeben. Die Roadmap Wasserwirtschaft 2030 entwi-
ckelt auf dieser Grundlage eine Vision 2100 und einen Maß-
nahmenkatalog – die Handlungsagenda 2030. 

Die Roadmap Wasserwirtschaft 2030 konkretisiert die drän-
genden Handlungsbedarfe im laufenden Jahrzehnt in Bezug 
auf Wasserressourcen, Qualität, Siedlungsentwicklung, Infra-
strukturen und Ressourcen-Energieeffizienz. Wichtige Vo-
raussetzung dafür sind der politisch-gesellschaftliche Rück-
halt, qualifiziertes Personal und die ausreichende Finanzie-
rung – hier sind Bund, Länder und Betreiber gleichermaßen 
gefragt. Bund und Länder schaffen durch Gesetzgebung und 
umsetzungsbefördernden Vollzug die Voraussetzungen zum 
Handeln für Behörden, Betreiber und Kommunen. Wir müssen 
zum Handeln kommen – für die zukunftsfähige Wasserwirt-
schaft in der Fläche sind Case-Studies, Pilotansätze und Mo-
dellregionen wichtige Modernisierungstreiber. 

Die Roadmap Wasserwirtschaft 2030 verdichtet breites Fach-
wissen, praxisnahe Perspektiven sowie neueste Forschungs-
erkenntnisse zu einer Handlungsgrundlage und soll ihren Beitrag 
zur gemeinschaftlichen Umsetzung der Wasserwende leisten – 
für eine zukunftssichere Wasserwirtschaft in Deutschland. 
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